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Klimawandel
Deutschland

Keine Entscheidung
in dieser Legislaturperiode
Grüne Irrungen, parteiische Wirrungen

Unstimmigkeiten

(DGr/HM) 3.500 US-amerikanische Wirtschafts-
wissenschaftler haben seit Mitte Ja nuar das 
Econo mists´ Statement on Carbon Dividend 
unterzeichnet (1). Die deutschen Hoffnungen 
ent täuschte Andreas Feicht auf dem Neujahrs-
empfang des Bundesverband Erneuerbare 
Ener gien: eine CO2-Bepreisung, so der energie-
politische Staatssekretär im Bundes wirt schafts-
ministerium, sei etwas für die nächste Le gis la-
turperi ode, man dürfe sich nicht verzetteln (2). 

Und irgendwie hat die Regierung gerade wirk-
lich alle Hände voll zu tun.

Mit einem eigentümlichen Referentenentwurf 
zum Klimaschutz, dem Abschlussbericht der 
Koh le kom mission, dem müh samen Kom pro-
miss wegen Nord Stream 2, der so end- wie 
fruchtlosen Dis kussion von Grenzwerten, dem 
Netzausbauplan, der medial nicht so recht auffiel.

Ungerührt allerdings bekennen sich Kanzlerin, 

Wirtschaftsminister und Umweltministerin zum 
ener giepolitischen Zieldreieck (3) des Ko aliti-
onsvertrags: Versorgungssicherheit, verlässliche 
Bezahlbarkeit und Um weltverträglichkeit, seien 
auf jeden Fall gewährleistet.

Was so nicht stimmt.

Versäumnisse

Offensichtlich häufen sich die Tage, an denen 
Solar- und Windkraftanlagen weniger Strom 
als prognostiziert liefern, das Ausland nicht ein-
springen kann und besonders stromin ten sive 
Industrieanlagen abgeschaltet wer den müs-
sen. Alleine bei den Aluminiumhütten waren 
es 2018 rund 80 Abschaltungen. Wen wundert 
die Sorge der Branche, wenn der Aus stieg aus  
Kernenergie und Kohle gleichzeitig bewältigt 
werden müssen (4)?

2022 geht das letzte Kernkraftwerk vom Netz.  
Als sogenann te netztechnische Betriebsmittel, 
als zusätzliche Sicherheitspuffer sind insge samt 



Wenn wir so weitermachen, scheitern wir. So die Bundeskanzlerin zu den innerparteilichen Kritikern der Empfehlungen der  
sogenannten Kohlekommission (13).

1.200 Megawatt vorgesehen, ange sichts der aktu-
ellen Unsicherheiten und Unge wiss heiten na-
türlich erst einmal eine ziemlich willkür liche Zahl. 
Diese 1.200 Megawatt kom men nicht auf den 
Markt, son dern werden ausschließ lich für den 
Fall der Fälle vorgehalten. Da für und für die 
kurz fristige Einspeisung in be son deren Notsitu-
ationen werden die Betreiber ver gütet (5) – und 
die Kosten auf den Strompreis um gelegt (6).

Verteuerungen

Unaufhaltsam verteuert sich die deutsche 
Antwort auf die merkelsche Schicksalsfrage 
der Menschheit (7).

Die Privathaushalte sind besonders geplagt. 
Sie zahlen bei reiner Durchschnittbetrachtung 
pro Kilowattstunde rund fünfzig Prozent mehr 
als die Industrie. In den letzten 10 Jahren ist der 
Preis von 21,65 Euro-Cent auf 29,42 Euro-Cent 

gestiegen, also um rund 36 Prozent – und davon 
entfallen rund 80 Prozent auf Steuern, Abgaben 
und Umlagen und die regulierten Nutzentgelte, 
nur 20 Prozent bildet sich am Markt (8).

Im gleichen Zeitraum ist der Anteil aus der EEG, 
die Förderung nach dem Erneuerbare-Ener-
gie-Gesetz, von 1,15 Euro-Cent auf 6,79 Euro-
Cent gestiegen, also um maßlose 490 Pro zent. 
Insge samt belief sich die Förderung nach EEG 
2018 auf 26,6 Milliarden Euro, gegenüber  2017 
waren das 2,5 Milliarden Euro mehr, also gute 
10 Prozent.

24,6 Milliarden Euro stammen aus der Umlage 
auf den Stromverbrauch, inklusive Mehr wert-
steuer beliefen sich die Kosten für die Ver-
braucher auf rund 30 Milliarden Euro.

Natürlich ist das nicht das letzte Wort. Allein der 
saumselige Netzausbau an Land wird bis 2030 



um 19 Milliarden Euro teurer (9), die Kosten des 
Kohle ausstiegs werden mit 100 Mil liarden Euro 
ge wiss nicht über schätzt (10).

Verfehlungen

2018 wurde kaum weniger Strom als 2017 
erzeugt – und zum ersten Mal trugen mit 
35,2 Prozent die eneu er baren Ener gien so viel 
zur Bruttostromerzeugung bei wie Braun kohle 
(22,5 Prozent) und Steinkohle (12,8 Prozent) 
zusammen (11). Zugleich gingen die Emis si o-
nen der Stromerzeugung um 11 Millionen t CO2 
zurück.

Allerdings ist die Energiewende mehr als eine 
Stromwende.

Während die er neuerbaren Energien beim 
Primär verbrauch 2 Prozent zulegten und es auf 
einen Anteil von 14 Prozent brach ten, verlor die 
Braunkohle 2 Prozent und 11 Prozent die Stein -
kohle, auf ihren gemeinsamen Anteil von 22,9 
Prozent 2017 büßten sie 0,3 Pro zent punk te ein.

Insgesamt sind die Treibhausgasemissionen 
2018 gegenüber 2017 um rund 50 Millionen t 
CO2 gleich 6 Prozent auf 854 Millionen zu rück-
gegangen, die Stromer zeugung war am Rück-
gang mit 22 Prozent beteiligt und an den Emis-
si onen mit 32 Prozent.

Auf gut deutsch: 68 Prozent der Emissionen 
entstehen anderswo.

Nun sollen von 1990 bis 2020 40 Prozent weni-
ger deutsche Treibhausgase in die Atmo sphä re 
gelangen – mit 32 Prozent für  2018 wird man 
das Ziel gewiss verfehlen.

Trotzdem schreibt der aktuelle Referenten-
entwurf des Umweltministeriums für das Kli-
ma schutz gesetz diese 40 Prozent nochmals 
fest und verspricht bis 2030 eine Minderung 
um mindestens 55 Prozent, um mindestens 70 
Prozent bis 2040, bis 2050 um mindes tens 95 
Prozent – und dann auch die soge nannte Net to-

Treib haus  gas neu tralität (12).

Unwahrscheinlicheiten

Wie das gehen soll, verschweigt der Referenten-
entwurf. 

Er setzt zwar punktgenau die jähr lichen sekto-
ralen Emissionen fest, die Maßnahmen aber 
sollen sich jene Ministerien einfallen lassen 
und verantworten, in deren Beritt Energiewirt-
schaft, In dus trie, Ver kehr, Ge bäu de, Land-
wirtschaft, Abfall wirtschaft und Sonstiges ge-
hört. Halten sie die Ziele nicht ein, werden die 
dadurch verursachten Ausgaben der Bun des-
republik im Bun des haus halt anteilig nach dem 
Grad der Nichtein hal tung der je weiligen Jahres-
emis si ons men gen in den Einzelplänen der […] 
verantwort lichen Bun des  mini sterien ver an-
schlagt (12).

Wie schon im Koalitionsvertrag schwelgen die 
Regierungsparteien in einer Überfülle ope-
rativer Maßnahmen, inner- wie zwischenpar-
teilich kontroverser Maßnahmen. Und die 
Umwelt verbände tun es ihnen gleich, wobei 
es bei denen um noch mehr und noch schärfer 
geht.

Keiner schert sich auch nur einen Deut um 
jene strategischen Einsichten, die all jenen zu 
Gute kämen, die nicht auf planwirtschaftliche 
Alimente oder den Einsatz plan wirt schaft licher 
Daumen schrauben aus sind: die am Ende dem 
Steuerzahler zu Gute kämen und zu al lem Über-
fluss dem Klima.

Unwahrscheinlich, dass die grünen Irrungen, 
die parteiischen Wirrungen so schnell ein Ende 
ha ben.
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(0)  Rechtschreibung: Wir bevorzugen die Schreibweisen vor der Reform – mit ein paar Aus-
nahmen: so schreiben wir zum Beispiel dass statt daß, weil uns das Eszett bei keinem 
Schrifttyp gefällt. Wir verzichten darauf, die paar anderen Ausnahmen zu listen. 

  Zitate setzen wir kursiv statt in Anführungszeichen. 

  Bildnachweis: fotolia.com, Urheber: A. Hartung

  Ziffern, die auf andere Anmerkungen verweisen, sind eingeklammert und fett gesetzt.
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